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2.1.4.

2.1.2.

2.1.1.

2.1.

1.1.

See the notice on TED website 538191-2024 - Wettbewerb

Deutschland – Abholung von Siedlungsabfällen – Reststoffentsorgung für GKW Köln-
Stammheim und für die Kanalsandhalle in Köln-Merheim
OJ S 175/2024 09/09/2024
Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Lieferungen - Dienstleistungen

1. Beschaffer

Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: StEB Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
E-Mail: vergabestelle@steb-koeln.de
Rechtsform des Erwerbers: 
Von einer lokalen Gebietskörperschaft kontrollierte Einrichtung des öffentlichen Rechts
Tätigkeit des öffentlichen Auftraggebers: Umweltschutz

2. Verfahren

Verfahren
Titel: Reststoffentsorgung für GKW Köln-Stammheim und für die Kanalsandhalle in Köln-
Merheim
Beschreibung: Containergestellung, Transport und Verwertung von Rechengut (3.900 t/a) und 
Sandfanggut (340 t/a) im GKW Köln-Stammheim und Abfällen aus der Kanalreinigung (1.200 t
/a) in Köln-Merheim für 4 Jahre
Kennung des Verfahrens: 4a56051f-21d9-4ede-8899-d72924a624b1
Interne Kennung: 2024000028
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: nein

Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Zusätzliche Art des Auftrags: Lieferungen
Haupteinstufung (cpv): 90511000 Abholung von Siedlungsabfällen
Zusätzliche Einstufung (cpv): 90500000 

, Dienstleistungen im Zusammenhang mit Siedlungs- und anderen Abfällen 90510000 
Beseitigung und Behandlung von Siedlungsabfällen

Erfüllungsort
Stadt: Köln
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
Zusätzliche Informationen: Großklärwerk (GKW) Köln-Stammheim und Kanalsandhalle in Köln-
Merheim

Allgemeine Informationen
Zusätzliche Informationen: Die Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR, wickeln ihre 
Ausschreibungen und Teilnahmewettbewerbe in digitaler Form ab. Die entsprechenden 

https://ted.europa.eu/de/notice/-/detail/538191-2024
mailto:vergabestelle@steb-koeln.de
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2.1.6.

2.1.5.

Unterlagen stehen Ihnen auf einer Vergabeplattform im Internet zur Verfügung. Näheres 
entnehmen Sie bitte der Homepage der StEB Köln, AöR: http://www.steb-koeln.de
/unternehmen/ausschreibungen/oeffentliche-ausschreibungen-der-steb.jsp
Rechtsgrundlage: 
Richtlinie 2014/24/EU
vgv - 

Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung: 
Höchstzahl der Lose, für die ein Bieter Angebote einreichen kann: 4
Auftragsbedingungen: 
Höchstzahl der Lose, für die Aufträge an einen Bieter vergeben werden können: 4

Ausschlussgründe
Korruption: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des 
Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen 
Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG 
begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer 
Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er 
nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 
1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) 
genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber 
einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine 
juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug 
oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis 
vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung 
vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte 
gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will 
sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen 
auch von Dritten abzugeben.
Der Zahlungsunfähigkeit vergleichbare Lage gemäß nationaler Rechtsvorschriften: 1. 
Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder 
dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere 
nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit 
den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch 
nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 

http://www.steb-koeln.de/unternehmen/ausschreibungen/oeffentliche-ausschreibungen-der-steb.jsp
http://www.steb-koeln.de/unternehmen/ausschreibungen/oeffentliche-ausschreibungen-der-steb.jsp
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Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die 
Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden 
Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die 
Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen 
keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A 
und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des 
Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
(Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört 
der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot 
zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der 
Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine 
entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit 
dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von einer 
Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Vereinbarungen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern zur Verzerrung des Wettbewerbs: 1. 
Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder 
dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere 
nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit 
den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch 
nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die 
Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden 
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Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Verstoß gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die 
Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen 
keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A 
und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des 
Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
(Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört 
der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot 
zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der 
Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine 
entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit 
dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von einer 
Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die 
Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen 
keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A 
und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des 
Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
(Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört 
der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot 
zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der 
Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine 
entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit 
dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von einer 
Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Betrugsbekämpfung: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten 
des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen 
Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG 
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begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer 
Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er 
nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 
1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) 
genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber 
einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine 
juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug 
oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis 
vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung 
vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte 
gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will 
sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen 
auch von Dritten abzugeben.
Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: 1. Erklärung des Bewerbers, dass 
durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender 
Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e 
EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner 
Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 
3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft 
ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates 
vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit 
Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen 
Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag
/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten 
Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von 
einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 
für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Zahlungsunfähigkeit: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten 
des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen 
Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG 
begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer 
Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er 
nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 
1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) 
genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber 
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einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine 
juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug 
oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis 
vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung 
vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte 
gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will 
sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen 
auch von Dritten abzugeben.
Verstoß gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die 
Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen 
keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A 
und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des 
Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
(Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört 
der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot 
zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der 
Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine 
entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit 
dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von einer 
Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Konkurs: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des 
Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen 
Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG 
begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer 
Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er 
nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 
1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) 
genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber 
einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine 
juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug 
oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis 
vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung 
vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
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erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte 
gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will 
sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen 
auch von Dritten abzugeben.
Falsche Angaben, verweigerte Informationen, die nicht in der Lage sind, die erforderlichen 
Unterlagen vorzulegen, und haben vertrauliche Informationen über dieses Verfahren erhalten.: 
1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder 
dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere 
nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit 
den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch 
nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die 
Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden 
Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Rein innerstaatliche Ausschlussgründe: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person 
oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine 
gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 
19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des 
Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
(Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört 
der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot 
zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der 
Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine 
entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit 
dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von einer 
Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
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Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: 1. Erklärung des 
Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber 
zuzurechnender Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 
124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass 
er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen 
nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen 
verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022
/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen 
mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er 
mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen 
Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag
/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten 
Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von 
einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 
für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Direkte oder indirekte Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens: 1. Erklärung 
des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem 
Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere 
nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit 
den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch 
nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die 
Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden 
Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Schwere Verfehlung im Rahmen der beruflichen Tätigkeit: 1. Erklärung des Bewerbers, dass 
durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender 
Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e 
EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner 
Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 
3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem 
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Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft 
ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung 
(EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates 
vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit 
Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit 
seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen 
Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften 
seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur 
Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag
/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten 
Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von 
einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 
für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen: 1. Erklärung 
des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem 
Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere 
nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit 
den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch 
nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die 
Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden 
Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Verstoß gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die 
Person oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen 
keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A 
und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des 
Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
(Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört 
der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot 
zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der 
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Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine 
entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit 
dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von einer 
Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person 
oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine 
gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 
19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des 
Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
(Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört 
der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot 
zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der 
Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine 
entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit 
dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von einer 
Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Einstellung der gewerblichen Tätigkeit: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person 
oder das Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine 
gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 
19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur 
Zahlung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der 
Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären, inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des 
Bewerbers, dass er nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in 
der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 
(Sanktionen VO) genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört 
der Bewerber einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot 
zu erklären, dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der 
Bewerber eine juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen 
Handelsregisterauszug oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates 
entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer 
Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine 
entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit 
dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die Leistungen von einer 
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Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für 
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.
Entrichtung von Steuern: 1. Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das 
Verhalten des Bewerbers oder dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen 
Ausschlussgründe insbesondere nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG 
begründet sind. 2. Erklärung des Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von 
Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer 
Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
inwieweit er mit den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er 
nicht zu den in Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 
1 Ziff. 23 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) 
genannten Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber 
einer Gruppe von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, 
dass dies auch nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine 
juristische Person, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug 
oder einen den Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis 
vorzulegen. 6. Ist der Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung 
vorzulegen. 7. Die vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu 
erklären. Werden die Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte 
gemäß vorstehenden Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will 
sich der Bieter bei der Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen 
auch von Dritten abzugeben.
Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten: 1. 
Erklärung des Bewerbers, dass durch die Person oder das Verhalten des Bewerbers oder 
dem Bewerber zuzurechnender Personen keine gesetzlichen Ausschlussgründe insbesondere 
nach §§ 123, 124 GWB/ § 6e EU VOB/A und § 19 MiLoG begründet sind. 2. Erklärung des 
Bewerbers, dass er seiner Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen nachgekommen ist. 3. Gehört der Bewerber einer Gruppe von 
Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, inwieweit er mit 
den weiteren Unternehmen verknüpft ist. 4. Erklärung des Bewerbers, dass er nicht zu den in 
Artikel 5 k) Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der 
Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April 2022 (Sanktionen VO) genannten 
Unternehmen oder Personen mit Russlandbezug gehört. Gehört der Bewerber einer Gruppe 
von Unternehmen an, hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären, dass dies auch 
nicht auf die verbundenen Unternehmen zutrifft. 5. Ist der Bewerber eine juristische Person, 
hat er mit seinem Teilnahmeantrag/Angebot einen Handelsregisterauszug oder einen den 
Rechtsvorschriften seines Heimatstaates entsprechenden Nachweis vorzulegen. 6. Ist der 
Bewerber zur Mitgliedschaft in einer Berufsgenossenschaft verpflichtet, hat er mit seinem 
Teilnahmeantrag/Angebot eine entsprechende Mitgliedsbescheinigung vorzulegen. 7. Die 
vorgenannten Auskünfte sind mit dem Teilnahmeantrag/Angebot zu erklären. Werden die 
Leistungen von einer Bietergemeinschaft angeboten, sind die Auskünfte gemäß vorstehenden 
Ziffern 1 bis 5 für jedes Mitglied der Bietergemeinschaft zu erklären. Will sich der Bieter bei der 
Leistungserbringung Dritter bedienen, sind die Auskünfte auf Verlangen auch von Dritten 
abzugeben.

5. Los
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5.1.8.

5.1.7.

5.1.6.

5.1.3.

5.1.2.

5.1.1.

5.1. Los: LOT-0001
Titel: GKW Rechengut (AS-Nr. 190801)
Beschreibung: Transportmittelgestellung (Kippfahrzeuge und Container), Abtransport und 
Entsorgung von 3.900 t/a Rechengut (AS-Nr.: 190801) des GKW Köln-Stammheim für eine 
Dauer von 4 Jahren (01.01.2025 bis 31.12.2028).
Interne Kennung: 2024000028 - Los 1

Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Zusätzliche Art des Auftrags: Lieferungen
Haupteinstufung (cpv): 90511000 Abholung von Siedlungsabfällen
Zusätzliche Einstufung (cpv): 90500000 

, Dienstleistungen im Zusammenhang mit Siedlungs- und anderen Abfällen 90510000 
Beseitigung und Behandlung von Siedlungsabfällen

Erfüllungsort
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
Zusätzliche Informationen: Großklärwerk (GKW) Köln-Stammheim

Geschätzte Dauer
Datum des Beginns: 01/01/2025
Enddatum der Laufzeit: 31/12/2028
Laufzeit: 4 Jahre

Allgemeine Informationen
Es handelt sich um die Vergabe wiederkehrender Aufträge
Beschreibung: Transport, Disposition und Entsorgung von Klärgut sind regelmäßig 
wiederkehrende Leistungen
Vorbehaltene Teilnahme: Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausführung eingesetzten 
Personals sind anzugeben: Noch nicht bekannt
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet

Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Verringerung der Auswirkungen auf die Umwelt
Beschreibung: Die Bieter sind angehalten, ihre Leistungsprozesse in Bezug auf CO2-
Äquivalente auszuwerten und zu optimieren, um an einer Verbesserung der Klimaresilienz 
mitzuwirken.
Konzept zur Verringerung der Umweltauswirkungen: Der Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft
Gefördertes soziales Ziel: Sonstiges
Innovatives Ziel: 
Die erbrachten Bauleistungen, Dienstleistungen oder gelieferten Güter sind im Vergleich zu 
anderen bereits auf dem Markt verfügbaren Bauleistungen, Dienstleistungen oder Gütern 
neuartig.

Zugänglichkeitskriterien
Zugänglichkeitskriterien für Menschen mit Behinderungen wurden berücksichtigt
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5.1.10.

5.1.9. Eignungskriterien
Kriterium: 
Art: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Transportleistung
Beschreibung: - Benennung von Nachunternehmern bzw. Eigenerklärung zur Erbringung der 
Leistung mit eigener Kapazität. - Vorlage eines gültigen Entsorgungsfachbetriebezertifikats 
nach EfbV - Kurzbeschreibung der geplanten Logistik und Disposition - Angaben zur 
Fahrzeugflotte und zum Bestand des Fahrpersonals - Angaben zu den eingesetzten 
Transportfahrzeugen - Angaben zu den eingesetzten Transportbehältern - Nachweis über das 
Bestehen einer Haftpflichtversicherung
Anwendung dieses Kriteriums: Verwendet

Kriterium: 
Art: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Verwertungsleistung
Beschreibung: - Benennung von Nachunternehmern bzw. Eigenerklärung zur Erbringung der 
Leistung mit eigener Kapazität - Vorlage eines gültigen Entsorgungsfachbetriebszertifikats 
nach EfbV - Benennung der Entsorgungsanlage(n) und ggf. Zwischenlager mit Angabe der 
Adresse(n) und Entsorgernummer(n) - Nachweis über das Vorhandensein einer gültigen 
Betriebsgenehmi-gung, z.B. Deckblatt einer Genehmigung nach BImSchG u.ä. - 
Kurzbeschreibung des jeweiligen Verwertungsverfahrens - Angaben zu Anlieferbedingungen 
der Entsorgungsanlagen - Aktuelle Eichbescheinigung der abrechnungs-relevanten LKW-
Fahrzeugwaage - Nachweis über das Bestehen einer Haftpflichtversicherung
Anwendung dieses Kriteriums: Verwendet

Zuschlagskriterien
Kriterium:
Art: Preis
Bezeichnung: Preis + Umweltschadenskosten
Beschreibung: Grundlage für die Wertung nach Zuschlags-kriterium „Preis + 
Umweltschadenskosten“ sind die angebotenen Preise (Summe Netto) aus dem 
Preisverzeichnis (unterschieden nach Hauptangebot und Nebenangebot), ergänzt durch 
mögliche Folgekosten (hier: Umweltschadenskosten), die aus den Angaben der Bieter 
abgeleitet werden können. Umweltschadenskosten zielt hierbei auf die beim Transport 
entstehenden, klimaschädlichen CO2-Emissionen ab und werden mit einem fiktiven Wert von 
90 ct pro gefahrenen LKW-Kilometer (einfache Weg-strecke zwischen Anfallort und 
Entsorgungsanlage) während des Vertragszeitraums (hier: 4 Jahre) angesetzt.
Gewichtung (Prozentanteil, genau): 90

Kriterium:
Art: Qualität
Bezeichnung: Klimaresilienz
Beschreibung: Grundlage für die Wertung nach Zuschlagskriterium „Klimaresilienz“ sind die 
über die Bieterangaben erfragten Informationen zu CO2-Äquivalenten, welche bei der 
Abwicklung von Transport und Verwertung des angebotenen Entsorgungsweges entstehen. 
Die Informationen fließen in eine Wertungstabelle ein mit einer entsprechenden 
Punktezuteilung je nach Qualität und Umfang der Angaben zu den bei der 
Leistungsabwicklung zu erwartenden CO2-Äquivalenten.
Gewichtung (Prozentanteil, genau): 10
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5.1.12.

5.1.11. Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://www.subreport.de/E42376436
Ad-hoc-Kommunikationskanal:
Name: Bieterkommunikation auf der E-Vergabeplattform
URL: https://www.subreport-elvis.de

Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung:
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://www.subreport.de/E42376436
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Zulässig
Frist für den Eingang der Angebote: 16/10/2024 10:00:00 (UTC+2)
Frist, bis zu der das Angebot gültig sein muss: 60 Tage
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können:
Nach Ermessen des Käufers können alle fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Der Auftraggeber behält sich vor, fehlende, unvollständige oder 
fehlerhafte Unterlagen nachzufordern, soweit dies rechtlich zulässig ist, insbesondere im 
Sinne des § 56 VgV/ § 16a VOB/A EU.
Informationen über die öffentliche Angebotsöffnung:
Eröffnungsdatum: 16/10/2024 10:00:00 (UTC+2)
Ort: Ostmerheimer Straße 555, 51109 Köln
Auftragsbedingungen:
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Es ist eine Geheimhaltungsvereinbarung erforderlich: nein
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Aufträge werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja
Von einer Bietergemeinschaft, die den Zuschlag erhält, anzunehmende Rechtsform: 
gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Vertreter
Informationen über die Überprüfungsfristen: Für die Einlegung von Rechtsbehelfen gelten die 
Fristenregelungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). Siehe § 160 
Abs. 3 S. 1 Nr. 4 GWB: Erhebt ein Bieter eine Rüge gemäß § 160 Abs. 3 Nr. 1 - 3 GWB und 
erhält er daraufhin eine Mitteilung der StEB Köln, dass seiner Rüge nicht abgeholfen wird, so 
kann der betroffene Bieter binnen 15 Tagen nach Eingang der Mitteilung einen 
Nachprüfungsantrag bei der Vergabekammer Rheinland stellen. Siehe§ 160 Abs. 3 S. 2 i.V.m. 
§ 135 Abs. 2 GWB: Will ein Bieter die Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 
135 Abs. 1 Nr. 2 GWB im Wege eines Nachprüfungsverfahrens beantragen, gilt folgendes: Die 
Unwirksamkeit kann nur festgestellt werden, wenn sie im Nachprüfungsverfahren innerhalb 
von 30 Kalendertagen nach der Information der betroffenen Bieter und Bewerber durch die 
StEB Köln über den Abschluss des Vertrags, jedoch nicht später als sechs Monate nach 
Vertragsschluss geltend gemacht worden ist. Haben die StEB Köln die Auftragsvergabe im 

https://www.subreport.de/E42376436
https://www.subreport-elvis.de
https://www.subreport.de/E42376436
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5.1.3.

5.1.2.

5.1.1.

5.1.

5.1.16.

5.1.15.

Amtsblatt der Europäischen Union bekannt gemacht, endet die Frist zur Geltendmachung der 
Unwirksamkeit 30 Kalendertage nach Veröffentlichung der Bekanntmachung der 
Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen Union.

Techniken
Rahmenvereinbarung: Rahmenvereinbarung ohne erneuten Aufruf zum Wettbewerb
Begründung der Laufzeit der Rahmenvereinbarung: Die Laufzeit wurde mit 4 Jahren gewählt, 
um eine ausreichende Kalkulationssicherheit für die Bieter zu schaffen.
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Überprüfungsstelle: Vergabekammer Rheinland – Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung 
Köln
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: StEB 
Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt: StEB 
Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt: 
Vergabekammer Rheinland – Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung Köln
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: StEB Stadtentwässerungsbetriebe Köln, 
AöR
Organisation, die Angebote bearbeitet: StEB Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
TED eSender: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts 
des BMI)

Los: LOT-0002
Titel: GKW Sandfanggut (AS-Nr. 190802)
Beschreibung: Transportmittelgestellung (Kippfahrzeuge und Container), Abtransport und 
Entsorgung von 340 t/a Sandfanggut (AS-Nr.: 190802) des GKW Köln-Stammheim für eine 
Dauer von 4 Jahren (01.01.2025 bis 31.12.2028).
Interne Kennung: 2024000028 – Los 2

Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Zusätzliche Art des Auftrags: Lieferungen
Haupteinstufung (cpv): 90511000 Abholung von Siedlungsabfällen
Zusätzliche Einstufung (cpv): 90500000 

, Dienstleistungen im Zusammenhang mit Siedlungs- und anderen Abfällen 90510000 
Beseitigung und Behandlung von Siedlungsabfällen

Erfüllungsort
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
Zusätzliche Informationen: Großklärwerk (GKW) Köln-Stammheim

Geschätzte Dauer
Datum des Beginns: 01/01/2025
Enddatum der Laufzeit: 31/12/2028
Laufzeit: 4 Jahre
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5.1.10.

5.1.9.

5.1.7.

5.1.6. Allgemeine Informationen
Es handelt sich um die Vergabe wiederkehrender Aufträge
Beschreibung: Transport, Disposition und Entsorgung von Klärgut sind regelmäßig 
wiederkehrende Leistungen
Vorbehaltene Teilnahme: Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausführung eingesetzten 
Personals sind anzugeben: Noch nicht bekannt
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet

Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Verringerung der Auswirkungen auf die Umwelt
Beschreibung: Die Bieter sind angehalten, ihre Leistungsprozesse in Bezug auf CO2-
Äquivalente auszuwerten und zu optimieren, um an einer Verbesserung der Klimaresilienz 
mitzuwirken.
Konzept zur Verringerung der Umweltauswirkungen: Der Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft
Gefördertes soziales Ziel: Sonstiges
Innovatives Ziel: 
Die erbrachten Bauleistungen, Dienstleistungen oder gelieferten Güter sind im Vergleich zu 
anderen bereits auf dem Markt verfügbaren Bauleistungen, Dienstleistungen oder Gütern 
neuartig.

Eignungskriterien
Kriterium: 
Art: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Transportleistung
Beschreibung: -Benennung von Nachunternehmern bzw. Eigenerklärung zur Erbringung der 
Leistung mit eigener Kapazität. -Vorlage eines gültigen Entsorgungsfach-betriebezertifikats 
nach EfbV -Kurzbeschreibung der geplanten Logistik und Disposition -Angaben zur 
Fahrzeugflotte und zum Bestand des Fahrpersonals -Angaben zu den eingesetzten 
Transportfahrzeugen -Angaben zu den eingesetzten Transportbehältern -Nachweis über das 
Bestehen einer Haftpflichtversicherung
Anwendung dieses Kriteriums: Verwendet

Kriterium: 
Art: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Verwertungsleistung
Beschreibung: -Benennung von Nachunternehmern bzw. Eigenerklärung zur Erbringung der 
Leistung mit eigener Kapazität -Vorlage eines gültigen Entsorgungsfachbetriebszertifikats 
nach EfbV -Benennung der Entsorgungsanlage(n) und ggf. Zwischenlager mit Angabe der 
Adresse(n) und Entsorgernummer(n) -Nachweis über das Vorhandensein einer gültigen 
Betriebsgenehmigung, z.B. Deckblatt einer Genehmigung nach BImSchG u.ä. -
Kurzbeschreibung des jeweiligen Verwertungsverfahrens -Angaben zu Anlieferbedingungen 
der Entsorgungsanlagen -Aktuelle Eichbescheinigung der abrechnungsrelevanten LKW-
Fahrzeugwaage -Nachweis über das Bestehen einer Haftpflichtversicherung
Anwendung dieses Kriteriums: Verwendet

Zuschlagskriterien
Kriterium:
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5.1.12.

5.1.11.

Art: Preis
Bezeichnung: Preis + Umweltweltschadenskosten
Beschreibung: Grundlage für die Wertung nach Zuschlags-kriterium „Preis + 
Umweltschadenskosten“ sind die angebotenen Preise (Summe Netto) aus dem 
Preisverzeichnis (unterschieden nach Hauptangebot und Nebenangebot), ergänzt durch 
mögliche Folgekosten (hier: Umweltschadenskosten), die aus den Angaben der Bieter 
abgeleitet werden können. Umweltschadenskosten zielt hierbei auf die beim Transport 
entstehenden, klima-schädlichen CO2-Emissionen ab und werden mit einem fiktiven Wert von 
90 ct pro gefahrenen LKW-Kilometer (einfache Weg-strecke zwischen Anfallort und 
Entsorgungs-anlage) während des Vertragszeitraums (hier: 48 Monate) angesetzt.
Gewichtung (Prozentanteil, genau): 90

Kriterium:
Art: Qualität
Bezeichnung: Klimaresilienz
Beschreibung: Grundlage für die Wertung nach Zuschlagskriterium „Klimaresilienz“ sind die 
über die Bieterangaben erfragten Informationen zu CO2-Äquivalenten, welche bei der 
Abwicklung von Transport und Verwertung des angebotenen Entsorgungsweges entstehen. 
Die Informationen fließen in eine Wertungstabelle ein mit einer entsprechenden 
Punktezuteilung je nach Qualität und Umfang der Angaben zu den bei der 
Leistungsabwicklung zu erwartenden CO2-Äquivalenten.
Gewichtung (Prozentanteil, genau): 10

Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://www.subreport.de/E42376436
Ad-hoc-Kommunikationskanal:
Name: Bieterkommunikation auf der E-Vergabeplattform
URL: https://www.subreport-elvis.de

Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung:
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://www.subreport.de/E42376436
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Zulässig
Frist für den Eingang der Angebote: 16/10/2024 10:00:00 (UTC+2)
Frist, bis zu der das Angebot gültig sein muss: 60 Tage
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können:
Nach Ermessen des Käufers können alle fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Der Auftraggeber behält sich vor, fehlende, unvollständige oder 
fehlerhafte Unterlagen nachzufordern, soweit dies rechtlich zulässig ist, insbesondere im 
Sinne des § 56 VgV/ § 16a VOB/A EU.
Informationen über die öffentliche Angebotsöffnung:
Eröffnungsdatum: 16/10/2024 10:00:00 (UTC+2)
Ort: Ostmerheimer Straße 555, 51109 Köln

https://www.subreport.de/E42376436
https://www.subreport-elvis.de
https://www.subreport.de/E42376436
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5.1.

5.1.16.

5.1.15.

Auftragsbedingungen:
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Es ist eine Geheimhaltungsvereinbarung erforderlich: nein
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Aufträge werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja
Von einer Bietergemeinschaft, die den Zuschlag erhält, anzunehmende Rechtsform: 
gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Vertreter
Informationen über die Überprüfungsfristen: Für die Einlegung von Rechtsbehelfen gelten die 
Fristenregelungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). Siehe § 160 
Abs. 3 S. 1 Nr. 4 GWB: Erhebt ein Bieter eine Rüge gemäß § 160 Abs. 3 Nr. 1 - 3 GWB und 
erhält er daraufhin eine Mitteilung der StEB Köln, dass seiner Rüge nicht abgeholfen wird, so 
kann der betroffene Bieter binnen 15 Tagen nach Eingang der Mitteilung einen 
Nachprüfungsantrag bei der Vergabekammer Rheinland stellen. Siehe§ 160 Abs. 3 S. 2 i.V.m. 
§ 135 Abs. 2 GWB: Will ein Bieter die Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 
135 Abs. 1 Nr. 2 GWB im Wege eines Nachprüfungsverfahrens beantragen, gilt folgendes: Die 
Unwirksamkeit kann nur festgestellt werden, wenn sie im Nachprüfungsverfahren innerhalb 
von 30 Kalendertagen nach der Information der betroffenen Bieter und Bewerber durch die 
StEB Köln über den Abschluss des Vertrags, jedoch nicht später als sechs Monate nach 
Vertragsschluss geltend gemacht worden ist. Haben die StEB Köln die Auftragsvergabe im 
Amtsblatt der Europäischen Union bekannt gemacht, endet die Frist zur Geltendmachung der 
Unwirksamkeit 30 Kalendertage nach Veröffentlichung der Bekanntmachung der 
Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen Union.

Techniken
Rahmenvereinbarung: Rahmenvereinbarung ohne erneuten Aufruf zum Wettbewerb
Begründung der Laufzeit der Rahmenvereinbarung: Die Laufzeit wurde mit 4 Jahren gewählt, 
um eine ausreichende Kalkulationssicherheit für die Bieter zu schaffen.
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Überprüfungsstelle: Vergabekammer Rheinland – Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung 
Köln
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: StEB 
Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt: StEB 
Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt: 
Vergabekammer Rheinland – Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung Köln
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: StEB Stadtentwässerungsbetriebe Köln, 
AöR
Organisation, die Angebote bearbeitet: StEB Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
TED eSender: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts 
des BMI)

Los: LOT-0003
Titel: GKW Rufbereitschaft für Rechengut und Sandfanggut
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5.1.9.

5.1.7.

5.1.6.

5.1.3.

5.1.2.

5.1.1.

Beschreibung: Vorhalten von Personal und Transportmitteln für eine 24-stündige 
Rufbereitschaft sowie Durchführung von Rufbereitschaftseinsätzen für Containerwechsel an 
den Anfallstellen im Bereich Rechengut und Sandfanggut auf Abruf für das Großklärwerk Köln-
Stammheim für 4 Jahre (01.01.2025 bis 31.12.2028).
Interne Kennung: 2024000028 – Los 3

Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Zusätzliche Art des Auftrags: Lieferungen
Haupteinstufung (cpv): 90511000 Abholung von Siedlungsabfällen
Zusätzliche Einstufung (cpv): 90500000 
Dienstleistungen im Zusammenhang mit Siedlungs- und anderen Abfällen

Erfüllungsort
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
Zusätzliche Informationen: Großklärwerk (GKW) Köln-Stammheim

Geschätzte Dauer
Datum des Beginns: 01/01/2025
Enddatum der Laufzeit: 31/12/2028
Laufzeit: 4 Jahre

Allgemeine Informationen
Es handelt sich um die Vergabe wiederkehrender Aufträge
Beschreibung: Transport, Disposition und Entsorgung von Klärgut sind regelmäßig 
wiederkehrende Leistungen
Vorbehaltene Teilnahme: Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausführung eingesetzten 
Personals sind anzugeben: Noch nicht bekannt
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet

Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Verringerung der Auswirkungen auf die Umwelt
Beschreibung: Die Bieter sind angehalten, ihre Leistungsprozesse in Bezug auf CO2-
Äquivalente auszuwerten und zu optimieren, um an einer Verbesserung der Klimaresilienz 
mitzuwirken.
Konzept zur Verringerung der Umweltauswirkungen: Der Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft
Gefördertes soziales Ziel: Sonstiges
Innovatives Ziel: 
Die erbrachten Bauleistungen, Dienstleistungen oder gelieferten Güter sind im Vergleich zu 
anderen bereits auf dem Markt verfügbaren Bauleistungen, Dienstleistungen oder Gütern 
neuartig.

Eignungskriterien
Kriterium: 
Art: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Transportleistung
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5.1.12.

5.1.11.

5.1.10.

Beschreibung: -Benennung von Nachunternehmern bzw. Eigenerklärung zur Erbringung der 
Leistung mit eigener Kapazität. -Vorlage eines gültigen Entsorgungsfach-betriebezertifikats 
nach EfbV -Kurzbeschreibung der geplanten Logistik und Disposition -Angaben zur 
Fahrzeugflotte und zum Bestand des Fahrpersonals -Angaben zu den eingesetzten 
Transportfahrzeugen -Angaben zu den eingesetzten Transportbehältern -Nachweis über das 
Bestehen einer Haftpflichtversicherung
Anwendung dieses Kriteriums: Verwendet

Zuschlagskriterien
Kriterium:
Art: Preis
Bezeichnung: Preis + Umweltweltschadenskosten
Beschreibung: Grundlage für die Wertung nach Zuschlags-kriterium „Preis + 
Umweltschadenskosten“ sind die angebotenen Preise (Summe Netto) aus dem 
Preisverzeichnis (unterschieden nach Hauptangebot und Nebenangebot), ergänzt durch 
mögliche Folgekosten (hier: Umweltschadenskosten), die aus den Angaben der Bieter 
abgeleitet werden können. Umweltschadenskosten zielt hierbei auf die beim Transport 
entstehenden, klima-schädlichen CO2-Emissionen ab und werden mit einem fiktiven Wert von 
90 ct pro gefahrenen LKW-Kilometer (einfache Weg-strecke zwischen Anfallort und 
Entsorgungs-anlage) während des Vertragszeitraums (hier: 48 Monate) angesetzt.
Gewichtung (Prozentanteil, genau): 90

Kriterium:
Art: Qualität
Bezeichnung: Klimaresilienz
Beschreibung: Grundlage für die Wertung nach Zuschlagskriterium „Klimaresilienz“ sind die 
über die Bieterangaben erfragten Informationen zu CO2-Äquivalenten, welche bei der 
Abwicklung von Transport und Verwertung des angebotenen Entsorgungsweges entstehen. 
Die Informationen fließen in eine Wertungstabelle ein mit einer entsprechenden 
Punktezuteilung je nach Qualität und Umfang der Angaben zu den bei der 
Leistungsabwicklung zu erwartenden CO2-Äquivalenten.
Gewichtung (Prozentanteil, genau): 10

Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://www.subreport.de/E42376436
Ad-hoc-Kommunikationskanal:
Name: Bieterkommunikation auf der E-Vergabeplattform
URL: https://www.subreport-elvis.de

Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung:
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://www.subreport.de/E42376436
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Zulässig
Frist für den Eingang der Angebote: 16/10/2024 10:00:00 (UTC+2)
Frist, bis zu der das Angebot gültig sein muss: 60 Tage

https://www.subreport.de/E42376436
https://www.subreport-elvis.de
https://www.subreport.de/E42376436
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5.1.16.

5.1.15.

Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können:
Nach Ermessen des Käufers können alle fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Der Auftraggeber behält sich vor, fehlende, unvollständige oder 
fehlerhafte Unterlagen nachzufordern, soweit dies rechtlich zulässig ist, insbesondere im 
Sinne des § 56 VgV/ § 16a VOB/A EU.
Informationen über die öffentliche Angebotsöffnung:
Eröffnungsdatum: 16/10/2024 10:00:00 (UTC+2)
Ort: Ostmerheimer Straße 555, 51109 Köln
Auftragsbedingungen:
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Es ist eine Geheimhaltungsvereinbarung erforderlich: nein
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Aufträge werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja
Von einer Bietergemeinschaft, die den Zuschlag erhält, anzunehmende Rechtsform: 
gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Vertreter
Informationen über die Überprüfungsfristen: Für die Einlegung von Rechtsbehelfen gelten die 
Fristenregelungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). Siehe § 160 
Abs. 3 S. 1 Nr. 4 GWB: Erhebt ein Bieter eine Rüge gemäß § 160 Abs. 3 Nr. 1 - 3 GWB und 
erhält er daraufhin eine Mitteilung der StEB Köln, dass seiner Rüge nicht abgeholfen wird, so 
kann der betroffene Bieter binnen 15 Tagen nach Eingang der Mitteilung einen 
Nachprüfungsantrag bei der Vergabekammer Rheinland stellen. Siehe§ 160 Abs. 3 S. 2 i.V.m. 
§ 135 Abs. 2 GWB: Will ein Bieter die Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 
135 Abs. 1 Nr. 2 GWB im Wege eines Nachprüfungsverfahrens beantragen, gilt folgendes: Die 
Unwirksamkeit kann nur festgestellt werden, wenn sie im Nachprüfungsverfahren innerhalb 
von 30 Kalendertagen nach der Information der betroffenen Bieter und Bewerber durch die 
StEB Köln über den Abschluss des Vertrags, jedoch nicht später als sechs Monate nach 
Vertragsschluss geltend gemacht worden ist. Haben die StEB Köln die Auftragsvergabe im 
Amtsblatt der Europäischen Union bekannt gemacht, endet die Frist zur Geltendmachung der 
Unwirksamkeit 30 Kalendertage nach Veröffentlichung der Bekanntmachung der 
Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen Union.

Techniken
Rahmenvereinbarung: Rahmenvereinbarung ohne erneuten Aufruf zum Wettbewerb
Begründung der Laufzeit der Rahmenvereinbarung: Die Laufzeit wurde mit 4 Jahren gewählt, 
um eine ausreichende Kalkulationssicherheit für die Bieter zu schaffen.
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Überprüfungsstelle: Vergabekammer Rheinland – Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung 
Köln
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: StEB 
Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt: StEB 
Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt: 
Vergabekammer Rheinland – Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung Köln
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5.1.7.

5.1.6.

5.1.3.

5.1.2.

5.1.1.

5.1.

Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: StEB Stadtentwässerungsbetriebe Köln, 
AöR
Organisation, die Angebote bearbeitet: StEB Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
TED eSender: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts 
des BMI)

Los: LOT-0004
Titel: OMS Abfälle aus der Kanalreinigung (AS-Nr. 200306)
Beschreibung: Transportmittelgestellung (Kippfahrzeuge, Sattelzüge und Absetzmulden), 
Abtransport und Entsorgung von 1.200 t/a Abfälle aus der Kanalreinigung (AS-Nr.: 200306) 
der Kanalsandhalle in Köln-Merheim für die Dauer von 4 Jahren (01.01.2025 bis 31.12.2028).
Interne Kennung: 2024000028 – Los 4

Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Zusätzliche Art des Auftrags: Lieferungen
Haupteinstufung (cpv): 90511000 Abholung von Siedlungsabfällen
Zusätzliche Einstufung (cpv): 90500000 

, Dienstleistungen im Zusammenhang mit Siedlungs- und anderen Abfällen 90510000 
Beseitigung und Behandlung von Siedlungsabfällen

Erfüllungsort
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
Zusätzliche Informationen: Kanalsandhalle in Köln-Merheim

Geschätzte Dauer
Datum des Beginns: 01/01/2025
Enddatum der Laufzeit: 31/12/2028
Laufzeit: 4 Jahre

Allgemeine Informationen
Es handelt sich um die Vergabe wiederkehrender Aufträge
Beschreibung: Transport, Disposition und Entsorgung von Klärgut sind regelmäßig 
wiederkehrende Leistungen
Vorbehaltene Teilnahme: Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausführung eingesetzten 
Personals sind anzugeben: Noch nicht bekannt
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet

Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Verringerung der Auswirkungen auf die Umwelt
Beschreibung: Die Bieter sind angehalten, ihre Leistungsprozesse in Bezug auf CO2-
Äquivalente auszuwerten und zu optimieren, um an einer Verbesserung der Klimaresilienz 
mitzuwirken.
Konzept zur Verringerung der Umweltauswirkungen: Der Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft
Gefördertes soziales Ziel: Sonstiges
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5.1.10.

5.1.9.

Innovatives Ziel: 
Die erbrachten Bauleistungen, Dienstleistungen oder gelieferten Güter sind im Vergleich zu 
anderen bereits auf dem Markt verfügbaren Bauleistungen, Dienstleistungen oder Gütern 
neuartig.

Eignungskriterien
Kriterium: 
Art: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Transportleistung
Beschreibung: -Benennung von Nachunternehmern bzw. Eigenerklärung zur Erbringung der 
Leistung mit eigener Kapazität. -Vorlage eines gültigen Entsorgungsfach-betriebezertifikats 
nach EfbV -Kurzbeschreibung der geplanten Logistik und Disposition -Angaben zur 
Fahrzeugflotte und zum Bestand des Fahrpersonals -Angaben zu den eingesetzten 
Transportfahrzeugen -Angaben zu den eingesetzten Transportbehältern -Nachweis über das 
Bestehen einer Haftpflichtversicherung
Anwendung dieses Kriteriums: Verwendet

Kriterium: 
Art: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Verwertungsleistung
Beschreibung: -Benennung von Nachunternehmern bzw. Eigenerklärung zur Erbringung der 
Leistung mit eigener Kapazität -Vorlage eines gültigen Entsorgungsfachbetriebszertifikats 
nach EfbV -Benennung der Entsorgungsanlage(n) und ggf. Zwischenlager mit Angabe der 
Adresse(n) und Entsorgernummer(n) -Nachweis über das Vorhandensein einer gültigen 
Betriebsgenehmi-gung, z.B. Deckblatt einer Genehmigung nach BImSchG u.ä. -
Kurzbeschreibung des jeweiligen Verwertungsverfahrens -Angaben zu Anlieferbedingungen 
der Entsorgungsanlagen -Aktuelle Eichbescheinigung der abrechnungs-relevanten LKW-
Fahrzeugwaage -Nachweis über das Bestehen einer Haftpflichtversicherung
Anwendung dieses Kriteriums: Verwendet

Zuschlagskriterien
Kriterium:
Art: Preis
Bezeichnung: Preis + Umweltweltschadenskosten
Beschreibung: Grundlage für die Wertung nach Zuschlags-kriterium „Preis + 
Umweltschadenskosten“ sind die angebotenen Preise (Summe Netto) aus dem 
Preisverzeichnis (unterschieden nach Hauptangebot und Nebenangebot), ergänzt durch 
mögliche Folgekosten (hier: Umweltschadenskosten), die aus den Angaben der Bieter 
abgeleitet werden können. Umweltschadenskosten zielt hierbei auf die beim Transport 
entstehenden, klima-schädlichen CO2-Emissionen ab und werden mit einem fiktiven Wert von 
90 ct pro gefahrenen LKW-Kilometer (einfache Weg-strecke zwischen Anfallort und 
Entsorgungs-anlage) während des Vertragszeitraums (hier: 48 Monate) angesetzt.
Gewichtung (Prozentanteil, genau): 90

Kriterium:
Art: Qualität
Bezeichnung: Klimaresilienz
Beschreibung: Grundlage für die Wertung nach Zuschlagskriterium „Klimaresilienz“ sind die 
über die Bieterangaben erfragten Informationen zu CO2-Äquivalenten, welche bei der 
Abwicklung von Transport und Verwertung des angebotenen Entsorgungsweges entstehen. 
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5.1.12.

5.1.11.

Die Informationen fließen in eine Wertungstabelle ein mit einer entsprechenden 
Punktezuteilung je nach Qualität und Umfang der Angaben zu den bei der 
Leistungsabwicklung zu erwartenden CO2-Äquivalenten.
Gewichtung (Prozentanteil, genau): 10

Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://www.subreport.de/E42376436
Ad-hoc-Kommunikationskanal:
Name: Bieterkommunikation auf der E-Vergabeplattform
URL: https://www.subreport-elvis.de

Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung:
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse für die Einreichung: https://www.subreport.de/E42376436
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Zulässig
Frist für den Eingang der Angebote: 16/10/2024 10:00:00 (UTC+2)
Frist, bis zu der das Angebot gültig sein muss: 60 Tage
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können:
Nach Ermessen des Käufers können alle fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Der Auftraggeber behält sich vor, fehlende, unvollständige oder 
fehlerhafte Unterlagen nachzufordern, soweit dies rechtlich zulässig ist, insbesondere im 
Sinne des § 56 VgV/ § 16a VOB/A EU.
Informationen über die öffentliche Angebotsöffnung:
Eröffnungsdatum: 16/10/2024 10:00:00 (UTC+2)
Ort: Ostmerheimer Straße 555, 51109 Köln
Auftragsbedingungen:
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Es ist eine Geheimhaltungsvereinbarung erforderlich: nein
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Aufträge werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja
Von einer Bietergemeinschaft, die den Zuschlag erhält, anzunehmende Rechtsform: 
gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Vertreter
Informationen über die Überprüfungsfristen: Für die Einlegung von Rechtsbehelfen gelten die 
Fristenregelungen des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB). Siehe § 160 
Abs. 3 S. 1 Nr. 4 GWB: Erhebt ein Bieter eine Rüge gemäß § 160 Abs. 3 Nr. 1 - 3 GWB und 
erhält er daraufhin eine Mitteilung der StEB Köln, dass seiner Rüge nicht abgeholfen wird, so 
kann der betroffene Bieter binnen 15 Tagen nach Eingang der Mitteilung einen 
Nachprüfungsantrag bei der Vergabekammer Rheinland stellen. Siehe§ 160 Abs. 3 S. 2 i.V.m. 
§ 135 Abs. 2 GWB: Will ein Bieter die Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 
135 Abs. 1 Nr. 2 GWB im Wege eines Nachprüfungsverfahrens beantragen, gilt folgendes: Die 
Unwirksamkeit kann nur festgestellt werden, wenn sie im Nachprüfungsverfahren innerhalb 
von 30 Kalendertagen nach der Information der betroffenen Bieter und Bewerber durch die 

https://www.subreport.de/E42376436
https://www.subreport-elvis.de
https://www.subreport.de/E42376436
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8.1.

8.1.

5.1.16.

5.1.15.

StEB Köln über den Abschluss des Vertrags, jedoch nicht später als sechs Monate nach 
Vertragsschluss geltend gemacht worden ist. Haben die StEB Köln die Auftragsvergabe im 
Amtsblatt der Europäischen Union bekannt gemacht, endet die Frist zur Geltendmachung der 
Unwirksamkeit 30 Kalendertage nach Veröffentlichung der Bekanntmachung der 
Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europäischen Union.

Techniken
Rahmenvereinbarung: Rahmenvereinbarung ohne erneuten Aufruf zum Wettbewerb
Begründung der Laufzeit der Rahmenvereinbarung: Die Laufzeit wurde mit 4 Jahren gewählt, 
um eine ausreichende Kalkulationssicherheit für die Bieter zu schaffen.
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem

Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Überprüfungsstelle: Vergabekammer Rheinland – Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung 
Köln
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: StEB 
Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt: StEB 
Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt: 
Vergabekammer Rheinland – Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung Köln
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: StEB Stadtentwässerungsbetriebe Köln, 
AöR
Organisation, die Angebote bearbeitet: StEB Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
TED eSender: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts 
des BMI)

8. Organisationen

ORG-0001
Offizielle Bezeichnung: StEB Stadtentwässerungsbetriebe Köln, AöR
Registrierungsnummer: Berichtseinheit-ID 00003201
Postanschrift: Ostmerheimer Str. 555  
Stadt: Köln
Postleitzahl: 51109
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
E-Mail: vergabestelle@steb-koeln.de
Telefon: 0221 221 22955
Internetadresse: http://www.steb-koeln.de
Profil des Erwerbers: https://www.subreport.de
Rollen dieser Organisation: 
Beschaffer
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt
Organisation, die einen Offline-Zugang zu den Vergabeunterlagen bereitstellt
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt
Organisation, die Angebote bearbeitet

ORG-0002

mailto:vergabestelle@steb-koeln.de
http://www.steb-koeln.de
https://www.subreport.de
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11.2.

11.1.

8.1.

Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer Rheinland – Spruchkörper Köln c/o Bezirksregierung 
Köln
Registrierungsnummer: 05315-03002-81
Postanschrift: Zeughausstraße 2-10, 50667 Köln  
Stadt: Köln
Postleitzahl: 50667
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
E-Mail: VKRheinland@bezreg-koeln.nrw.de
Telefon: +49 221147-3045
Fax: +49 221147-2889
Internetadresse:  /vergabekammer-rheinlandhttps://www.bezregkoeln.nrw.de/themen/wirtschaft
Rollen dieser Organisation: 
Überprüfungsstelle
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt

ORG-0003
Offizielle Bezeichnung: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des 
Beschaffungsamts des BMI)
Registrierungsnummer: 0204:994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation: 
TED eSender

11. Informationen zur Bekanntmachung

Informationen zur Bekanntmachung
Kennung/Fassung der Bekanntmachung: 670c8767-6dd5-403d-a7f2-2d1089410688 - 01
Formulartyp: Wettbewerb
Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16
Datum der Übermittlung der Bekanntmachung: 06/09/2024 09:35:48 (UTC+2)
Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfügbar ist: Deutsch

Informationen zur Veröffentlichung
Veröffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 538191-2024
ABl. S – Nummer der Ausgabe: 175/2024
Datum der Veröffentlichung: 09/09/2024

mailto:VKRheinland@bezreg-koeln.nrw.de
https://www.bezregkoeln.nrw.de/themen/wirtschaft
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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